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Verhaftete Fluchthelfer an der Freien Universität Berlin 

Conny Rubach 

 

Fluchthilfe an der Freien Universität Berlin ist kein neues Phänomen. Es gibt bekannte 
Gruppen, Namen und Fälle, man denke zum Beispiel an die Gruppe um Burkhart 
Veigel.1 Was jedoch weithin unbekannt ist, sind die Geschichten der Fluchthelfer und 
Fluchthelferinnen, die gefaßt und in der DDR inhaftiert wurden. Studierende, die durch 
ihre Hilfebereitschaft selbst ins Gefängnis und vor Gericht kamen. Zu dieser Frage hat 
die Verfasserin umfangreiche Recherchen angestellt, die im folgenden kurzen Überblick 
näher erläutert werden. 

Zunächst war zu klären, wo man die Namen von verhafteten Fluchthelfern und Flucht-
helferinnen ausfindig machen konnte. Hierfür waren Bestände im Landesarchiv Berlin, 
im Bundesarchiv in Koblenz und im Universitätsarchiv der FU Berlin von Belang. 
Nachdem im Jahr 1962 der damalige Rektor der FU von der Verhaftung einer Flucht-
helferin erfahren hatte, diskutierte er mit dem Berliner Senat und der Bundesregierung 
in Bonn die Frage, wie man helfen könnte.2 Man ging zunächst nur von diesem einen 
Fall aus, und es bestand die Hoffnung, die Studentin über einen Häftlingsaustausch frei-
bekommen zu können. Schnell zeigte sich aber, daß deutlich mehr Fluchthilfe leistende 
Studierende in Ost-Berlin und der DDR inhaftiert worden waren. Seit Februar 19623 
war eine Anwaltskanzlei in West-Berlin damit betraut, im Auftrag des Senats die Na-
men, Daten und Angaben zu Haft und Urteil der betroffenen Studierenden zu sammeln.4 
Recherchiert wurden nicht nur die Namen von FU-Angehörigen oder -Studenten. Die 
Mitarbeiter der Kanzlei Musolik versuchten auch Informationen über Fluchthelfer/innen 
zu erlangen, die an anderen Universitäten tätig waren oder studierten. Es ging ihnen 
dabei sowohl um die persönlichen Daten (Name, Geburtsdatum und -ort, Adresse in 
Berlin-West, Kontaktperson) der Betroffenen, als auch um alle wichtigen Angaben zu 
deren Verhaftung und Verurteilung (Verhaftungsdatum und -ort, besondere Umstände, 
Haftanstalt, zuständiges Gericht, Verurteilungsdatum und -grund, Haftdauer sowie das 
Aktenzeichen). Ziel war es, herauszufinden, wie viele Studierende tatsächlich in der 
DDR inhaftiert waren bzw. wie viele aus welchen Gründen wieder entlassen worden 
waren. 

Auf der Grundlage dieser Daten und Informationen sollte die betraute Kanzlei Verhand-
lungen mit der DDR über die Freilassung der Betroffenen führen. Im Mai 1962 verhan-
delten die Mitarbeiter der Kanzlei nach Rücksprache mit dem Regierenden Bürgermei-
ster über die Freilassung von circa 78 bis 85 Studierenden.5 Wie sich später durch das 
Fortführen der Listen bis zum Februar 1966 herausstellen sollte, waren weit mehr als 85 
Studierende betroffen.6 
 

                                                           
1 Veigel, Burkhart: Wege durch die Mauer. Fluchthilfe und Stasi zwischen Ost und West. Berlin 2011. 
2 Vgl. LAB, B Rep.002, Nr.7942. 
3 LAB, B Rep.002, Nr.7942. 
4 Vgl. UA-FU, R 1789. 
5 Ebd. 
6 Vgl. LAB, B Rep.002, Nr.7942. 
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Insgesamt enthielten die Listen im Landesarchiv Berlin 331 Namen von Studierenden 
und Universitätsmitarbeitern. Aus den Beständen des Gesamtdeutschen Instituts im 
Bundesarchiv konnten neun weitere Namen ergänzt werden.7 Es ergeben sich im Zeit-
raum 1962 bis 1966 340 Namen von vermutlich wegen Fluchthilfe oder damit in Zu-
sammenhang stehender Taten verurteilten Studierenden und Mitarbeitern der Universi-
täten in West-Berlin. 

                                                           
7 BArch B 285/829 (Bestand Gesamtdeutsches Institut). 

Meldung der vom Senat eingeschalteten Rechtsanwaltskanzlei an den Rektor der FU über den Ver-

bleib zweier Studenten. Quelle: Universitätsarchiv Freie Universität Berlin. 
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Da diese Listen aber nicht nach Universitäten sortiert sind, mußten die Namen mit der 
Studierendenkartei der Freien Universität abgeglichen werden. Im Universitätsarchiv 
der FU konnten siebzig Studierende zweifelsfrei gefunden werden. Es ist nicht auszu-
schließen, daß noch mehr der 340 genannten Personen Studierende der FU waren. Die 
überlieferten Datensätze sind oftmals unvollständig, dadurch läßt sich die Frage nach 
der endgültigen Personenzahl leider nicht abschließend klären.  

Aus den Immatrikulationsakten der siebzig Studierenden ließen sich ganz unterschied-
liche Geschichten von Fluchthelfenden und Flüchtenden rekonstruieren. Hierfür waren 
Beurlaubungsanträge und Korrespondenz abseits der vorgegebenen Formulare am wert-
vollsten. In zwanzig Fällen war eine Fluchthilfegeschichte aus den Immatrikulationsak-
ten nachvollziehbar, meist innerhalb einer Familie oder eines Freundeskreises. Überra-
schenderweise fanden sich auch dreizehn Flüchtlingsgeschichten in den Akten. Bei 
23 Studierenden ließen sich die Geschichten nicht vollständig rekonstruieren. Daher läßt 
sich hier keine sichere Aussage treffen, ob es sich um Fluchthilfefälle handelte oder 
nicht. In vierzehn Fällen läßt sich aus den Immatrikulationsakten nicht ersehen, ob es 
sich um Fälle von Fluchthilfe oder Flucht handelt. 

 

 

 

 

Eine Studentin der FU wurde wegen Verleitung zur Republikflucht festgenommen und verhaftet. 

Quelle: Universitätsarchiv Freie Universität Berlin. 
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Die Ergebnisse aus dem Landes- und Universitätsarchiv kurz zusammengefaßt: 

 

 

 

Den vielfältige Wegen, auf de-
nen die Freie Universität Ber-
lin von den Verhaftungen ih-
rer Studierenden erfuhr, ist es 
zu verdanken, daß sich Flücht-
lings- und Fluchthilfege-
schichten überhaupt aus den 
Akten rekonstruieren lassen. 
Durch Zeitungsartikel, die 
ausgeschnitten und in Akten 
geklebt wurden, Briefe der 
Betroffenen (nachdem sie aus 
der Haft entlassen worden wa-
ren), Meldungen von Fami-
lienangehörigen und Freunden 
bis zu offiziellen Meldungen 
über besagte, mit der Listen-
führung betraute Anwalts-
kanzlei, ergibt sich ein erstes 
Bild der damaligen Ereig-

nisse. Wobei gerade der letztgenannte Weg die Ausnahme in den Immatrikulationsakten 
blieb. Meist meldeten sich die Betroffenen nach ihrer Rückkehr selbst zurück. Mitunter 
informierten auch Angehörige über das Schicksal der Studierenden. 
 

Der Bruder eines Studenten informiert die FU über dessen 

Verhaftung in Ost-Berlin. Quelle: Universitätsarchiv Freie 

Universität Berlin. 


